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Tatsachen, d ie unabhängig'Vom W illen des Erblassers
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s,i'ch erst, nach seinem Tode ereignen, lassen bei" einer
ergänzenden ’Testamentsauslegung grundsätzlich keinen*, * * *
Schluß auf diey W illensrichtung des Erblassers 'zu$ sie*
sind aber daraufhin zu prüfen*, welchen Willen der Erb-
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.lasser, gehabt hätte., . wenn er ihren' Eintritt* vorauäge- 
sehen hätte« * ' ■ ‘ . * ■

' rii

Aktenzeichen:. IV ZR 244/52 l

(r te il'd es  BG-H vom 30. April' 1953 EB B erlin  . ■

ytt?

* ’" itü ffl



Verkündet
am 30. April 19p?
K lett, Ju stiza n g este llter  
a ls  Urkundsbeamter 
der G esch äftsste lle

j.m N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem R echtsstreit

der Witwe Charlotte geb. G r U ^  in
N M lH H p S t r a ß e  W ,

Klägerin, Berufungsklägerin 
und Revisionsklägerin,

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof .Br.

g e g e n

Prau Gabriele 
-Nei

geb, R( 
Straße fl),

Beklagte, Berufungsbeklagte 
und Revisionsbeklagte,

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

hat der IV. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
lich e  Verhandlung vom 20. April 1953 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Schmidt und der Bundesrichter Dr. Kregel, 
Dr.v.Werner, Scheffler und Wüstenberg für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das U rteil des 
4. Z ivilsenats des Kammergerichts in Berlin-Char- 
lottenburg vom 13. Oktober 1952 aufgehoben. Der 
R echtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Kammergericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die Klägerin und ihr am H . März 194-1 verstorbener 
Ehemann haben am’ 10. Februar 1937 ein gem einschaftliches 
Testament err ich te t. In diesem haben sie . lDestjlmmt, daß der 
überlebende Ehegatte a ls  Vorerbe g i l t  upd daß Nacherben ihre 
beiden Söhne sein  so lle n . Sie haben eine.Testaraentsvoll- 
Streckung angeordnet? deren Dauer auf 10 Jahre b is nach dem 
Tode oder der Wiederverheiratung des überlebenden Ehegatten 
bestimmt wurde. Zum Testam entsvollstrecker wurde ein Dr. 
T flB P  ernannt. Seine Be-fugnisse insbesondere h in s ich tlich  
der dem Ehemann gehörigen Druckerei und des d6r Ehefrau 
gehörigen Grundbesitzes wurden im Testament näher g ereg e lt. 
Im Falle der Wiederverheiratüng '‘des überlebenden Ehege.tt.ep 
s o l lt e  eine Nacherbfolge der Art eintretenj ;daß'der »Überle­
bende sich  mit den Kindern nach den Grundsätzen d er .gesetz­
lichen Erbfolge auseinanderzusetzen hat. Die beiden Söhnei 
sind verschollen und beide für to t  erklärt worden. Sie haben 
keine Abkömmlinge h in terlassen . Der .-zweite Sohnwar mit. der 
Beklagten verh e ira tet. Diese nimmt die Naclffcrbenrechte ihres  
Ehemannes für sich  in Anspruch, Die Klägerin-begehrt die 
F eststellu n g , daß d ie Beklagte nicht ah S te lle  ihres-Ehe­
manns Nacherbin h in s ich tlich  des Nachlasses ihres Schwieger­
vaters werde. . . .

Während die Klage vom Landgericht abgewiesen wurde, 
haste das Kammergericht ihr zunächst stattgegeben. Es hat, 
nachdem der Bundesgerichtshof seih  Erkenntnis aufgehoben 
hat, jedoch das landg er ich tlich e  U r te il b e s tä tig t . Mit der 
H evision, um deren Zurückweisung die Beklagte b i t t e t ,  ver­
fo lg t  die Klägerin ihr Begehren Weiter.
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Sn t  s cheidungsgründei

' .  Das Kammergericht geht davon aus, durch*d ie Vorent­
scheidung des Bundesgerichtshofs s e i  bindend f e s t g e s t e l l t ,  
daß in dem gem einschaftlichen Testament eine Vor- und Nach­
erbschaft angeordnet worden sei» Die Revision w i l l  eine der­
artige Bindung verneinen und rügt eine Verletzung des § 565 
Abs 2 ZPO, w eil das Kammergericht nicht selbständig diese  
Präge, insbesondere unter Beachtung der Auslegungsregel des 
§ 2269 Abs '! BGB., geprüft habe»

Der Revision i s t  zuzugeben, daß die Ansicht des Beru­
fungsgerichts gegen § 565 Abs 2 ZPO verstößt, denn nach die­
ser Bestimmung besteht eine Bindung an die Vorentscheidung 
des R e^isionsgerichts nur h in sich tlich  der rechtlichen  Be­
urteilung, welche der Aufhebung zugrunde gelegt i s t .  Der 
Aufhebung durch den Bundesgerichtshof l ie g t  aber nicht die 
rech tliche Beurteilung, daß die le tz tw illig e n  Verfügungen 
des Erblassers eine Vor- und Nacherbschaft anordnen, sondern 
nur ein Verfahrensverstoß bei der Auslegung der' l e t z t w i l l i ­
gen Verfügungen"zugrunde. Wenn daher das R evisionsgericht 
in seiner Vorentscheidung die Auffassung des Berufungsge­
r ich ts  über das Vorliegen einer Vor- und Nacherbschaft als 
bedenkenfrei bezeichnet hat, so war hieran das Berufungsge­
r ich t nicht gebunden (vgl hierzu Stein-Jonas-Schönke Anm II 
2a und c zu § 565 ZPO).

Ausweislich des Tatbestandes des angefochtenen U rteils 
sind allerd ings in der erneuten Verhandlung vor dem Berufungs 
gericht nur dieselben Behauptungen und Ausführungen wieder­
holt worden, die b ere its  Gegenstand des ersten Berufungs­
verfahrens gewesen sind. Es i s t  daher kaum anzunehmen, daß 
das Berufungsgericht seinen früheren Standpunkt aufgegeben 
hätte,, nachdem seine rech tliche Beurteilung über die Anord­
nung einer Vor- und Nacherbschaft von dem R evisionsgericht



bereits g e b i l l ig t  war. Auch die Revision vermag irgendwelche 
..Gesichtspunkte, die ein abweichendes Ergebnis a ls möglich 
erscheinen lassen , nicht vorzutragen. Hinzu kommt, daß d ie  
Ansicht des Berufungsgerichts über das Vorliegen d.er Anord­
nung einer Vor- und Nacherbschaft der ursprünglichen Auffas­
sung der Klägerin entspricht und es zw eifelhaft sein  kann, 
ob nicht überhaupt eine solche Anordnung Grundlage einer  
Klage i s t ,  mit der eine F estste llu n g  begehrt.wird, daß d ie  
Beklagte §n_Stelle_ihres^Ehemanns nicht Nacherbin werde, so 
daß ohne das Bestehen einer Vor- und Nacherbschaft d ie Kla­
ge nicht sch lüssig  sein  würde.

Einer Entscheidung darüber, ob das angefochtene U r te il
auf einem Verstoß gegen § 565 ZPO beruht und ob durch diesen

(• * •  *

Verstoß die Klägerin beschwert i s t ,  bedarf es jedoch n ich t,
•  i  * ,

da das U rte il aus einem andern, noch darzulegenden Grunde 
aufzuheben i s t .  Bei der erneuten Verhandlung wird jed en fa lls  
das Berufungsgericht von sich  aus erneut zu prüfen haben, ob 
in dem Testament eine Vor- und Nach erb Schaft ahgeordnet i s t .

2, Auf die von ihm angenommene Nacherbfolge hat dfas Kam-
mergericht bei der Auslegung des gem einschaftlichen T esta-
ments die Auslegungsregel des § 2108 Abs 2 BGB angewendet,
derzufolge im F alle des Todes des Nacherben Vor E in tr itt
der Nacherbfolge, aber nach E in tr itt  des E rbfalls seih  Recht
auf seine Erben übergeht, sofern nicht ein anderer W ille "des

< •

Erblassers anzunehmen i s t .  Die Revision rügt, daß das ‘Kammer-
* .

gerioht bei der Anwendung d ieser Bestimmung hätte prüfen' 
müssen, ob die Beklagte auch A lleinerbin ihres Ehemanns oder 
a ls gese tz lich e  Erbin nur Erbin zur H älfte geworden s e i .
Die Rüge i s t  nicht b erech tig t. Eine F estste llu n g  darüber, 
zu welchem Bruchteil die Beklagte dereinst ah S te ile  des*' 
für to t erklärten Ehemanns Nacherbin für den F all werden 
wird, daß eine V ererblichkeit der Nacherbenanwartschaft be­
jaht werden s o l l t e ,  hat die Klägerin nicht begehrt, sondern
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nur, ob d iese Anwartschaft sich auf die Beklagte vererbt hat; 
Nur d iese Frage und daher nicht die Höhe der Nach erb enquote ' 
wird in dem angefochtenen U rteil entschieden, zumal da noch v 
in den Tatsacheninstanzen die Frage, ob oder in welcher Höhe- 
die Beklagte Erbin ihres Mannes geworden s e i ,  nicht stre itige  
gewesen ist»

Bei der erneuten Verhandlung wird das Berufungsgericht 
aber Gelegenheit haben, auch der Frage nachzugehen, ob und ge 
gebenenfalls zu welcher Quote die Beklagte ihren Ehemann be­
erbt hat, sofern die Parteien darüber s tre iten  so llte n .

3. Auch die w eitere Rüge der R evision, das Kammergericht 
habe bei der Beurteilung der Glaubwürdigkeit des a ls  Zeugen 
vernommenen 3)r. Thiele nicht den Umstand' gewürdigt, daß 
dieser gehässige Vorwürfe gegen die Klägerin erhoben und in 
seinem B rief vom 20. September 1952 in u ltim ativer Form von 
ihr die Zahlung von 10.000,— DM verlangt h ab e ,ist nicht 
begründet. Das Kammergericht erwähnt ausdrücklich bei der 
Erörterung der Glaubwürdigkeit des Zeugen die Spannungen, 
die zwischen diesem und der Klägerin bestehen, und sagt, 
daß trotz  d ieser Spannungen die Klägerin gegen seine Glaub­
würdigkeit k e in e r le i'sa c h lic h ’begründete Einwendungen er­
hoben habe, die einen gegenteiligen  Schluß zuließen. Aus 
dem Zusammenhang der Urteilsgründe ist' zu entnehmen, daß 
es den allerd ings recht bedenklichen B rief nicht' übersehen
hat. Wenn das Kammergericht dann w eiter ausführt, es habe

* «• . 0
auch von der Persönlichkeit des Zeugen auf Grund der Be­
stimmtheit seiner Bekundungen den Eindruck gewonnen, daß 
er sich nicht von unsachlichen oder persönlichen Beweggrün­
den habe le ite n  lassen , so i s t  d ies eine Würdigung, die kei­
nen Verstoß gegen § 286 ZPO enthält und vom Revisionsgericht 
nicht nachzuprüfen-ist.

Bei der erneuten Verhandlung wird das Berufungsgericht 
sich  a llerd ings ausdrücklich auch mit dem B rief des Zeugen



~ 6 - l l

befassen und sich  über Schlüsse aus diesem B rief äußern 
Emüssen.

J 4« Die Revision macht w eiter geltend, zur Zeit der Testa- 
\ mentserriohtung se i der Sohn der Erblasser noch ledig-gew e- - 

sen, die Erblasser hätten dessen spätere -Pr au, die Beklagte, 
zu jener Zeiv noch nicht gekannt, d iese s e i  damals fam ilien­
fremd gewesen* Nach einem allgemeinen Erfahrungssatz entspre­
che es aber nicht dem Willen von Erblassern*, daß eine solche  
bei der Errichtung des Testaments noch familignfremde späte­
re Schwiegertochter Nacherbin sein  s o l le  für..den P a ll, daß - 
der a ls  Nacherbe berufene Sohn vor dem E in tr itt  des -Nacherb­
fa l l s  sterbe, Biesen Erfahrungssatz habe das..Berufungsgericht 
unter Verstoß gegen § 286 ZPO nicht b erü ck sich tig t, Die Büge 
i s t  unbegründet. Abgesehen davon, daß es .einen so lch en ,a l l ­
gemeinen Erfahrungssa tz , wie ihn-d ie Klägerin a u f s t e l l t , 4 , 
nicht g ib t, hat das Kammergericht in .einer möglichen, Testa­
mentsauslegung f e s t g e s t e l l t ,  daß die Erblasser ihre k ün fti­
gen Schwiegertöchter nicht aus den von der K lägerin.insow eit 
"■orgebrachten allgemeinen Erwägungen..von der Anwartschaft 
auf die Nacherbenstellung ausschließen w ollten ,.

» V , *  *

[5 . Das Testament enthält in § "0 eine Bestimmung über 
den E in tr itt -der Nacherbfolge im P alle der Wiederverheira­
tung des überlebenden Ehegatten und über seine V erpflich­
tung in diesem P a lle , sich  "mit den Kindern nach'd-en Grund­
sätzen der gesetzlich en  Erbfolge" über den Nachlaß ausein- 
ajid erzusetzen. Das Kammergericht hat nicht ausdrücklich., zu 
der Präge Stellung genommen, ob die Vererblichkeit der Nach­
erben anwart schaft durch d iese Bestimmung ausgeschlossen wur­
de. Es hat aber, wie auch vön der Revision zugegeben wird, 
diese Bestimmung des Testaments nicht etwa übersehen, da es 
s ie  w örtlich im Tatbestand wiedergibt und in den Entscheidungs­
gründen anführüo Es muß daher angenommen werden, daß das

\
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Kammergerinnt bei der Auslegung des Testaments auch diese  
Bestimmung berücksichtigt hat, auch wenn es s ie  n icht, was 
auch nicht erforderlich  war, wenn es auch zweckmäßig gewesen 
wäre, des näheren erörtert hat« Die Revision .irr t auch, wenn*, 
sie  unter Bezugnahme auf RGZ 106, 355 aus einer, derartigen. 
Bestimmung ohne w eiteres einen Ausschluß der -Vererblichkeit, 
des Nacherbenanwartschaftsrechts h erle iten  w ill*  Die genann­
te  Entscheidung des Reichsgerichts betraf nur den-Ausschluß 
der V ererblichkeit‘der Nacherbenanwartschaft-auf den a ls  Vor­
erben eingesetzten überlebenden Ehegatten, eine Möglichkeit, 
auf die der erkennende Senat b ere its  am Schluß seiner Vorent­
scheidung hingewiesen hat, nicht dagegen die Erage der Ver­
erblichkeit auf’ andere Personen« Im übrigen --schließt diese*  
Bestimmung des Testaments auch nicht aus, daß, wenn eine Aus­
einandersetzung mit den Kindern in fo lge  ihres-Vorversterbens 
nicht mehr möglich i s t ,  die Auseinandersetzung dann mit/.den . 
als Nacherben in Präge kommenden Erben der Kinder sta ttzu fin ­
den hat, wobei die Erbquote des sich  verheiratenden Ehegatten 
so zu bemessen i s t ,  a ls  ob die Kinder des Erblassers noch 
lebten»

Bei der erneuten Verhandlung wird das Berufungsgericht 
zu der Bedeutung des- § 10 des Testaments .zweckmäßig ausdrück­
lich  Stellung nehmen und s ie  im Zusammenhang mit den übrigen 
Testamentsbestimmungen würdigen«

6« Das Kammergericht hat bei der Auslegung des gemein­
schaftlichen  Testaments, wie d ies für ein solches Testament-*■ .. ■
erforderlich i s t ,  auch den Willen der. Klägerin bei der Er-

4

richtung des Testaments a ls M ittestatorin  in Erwägung gezo­
gen» tVenn es h ierb ei f e s t g e s te l l t  hat, daß d ie Klägerin kei­
ne Tatsachen su b stan tiier t vorgebracht hat, die einen Schluß, 
darauf zuließen,öaß sie .eine Vererblichkeit des Nacherbenrechts 
der Söhne habe ausschließen wollen, so können die hiergegen
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.'•von der Klägerin erhobenen Einwendungen in der R evisiönsin- 
>gtarz keine Beachtung finden.' Die Behauptung eines W illens,f*
der nur mit einem, in W irklichkeit nicht bestehenden .Erfahrungs­
satz belegt wird, re ich t h ierfür nicht aus. Im übrigen i s t  
die Auslegung auch eines gem einschaftlichen Testaments, wenn 
s ie  ohne Verstoß gegen Verfahrensvorschriften, Auslegungsre­
geln, Erfahrungssätze und Denkgesetze er fo lg t i s t ,  wie das 
hier der P all i s t ,  eine Präge ta tr ich ter lich er  Würdigung, 
die einer Revision nicht zugänglich is t»

Der Klägerin b le ib t es jedoch unbenommen, in  der er­
neuten Berufungsverhandlung, d ie , wie b ere its  angedeutet, 
aus eiriem anderen Grunde sta ttfin d en  muß, ihr Vorbringen 
zu substantiieren .

7. Die Revision macht w eiter geltend , das Berufungsge­
rich t habe gegen § 286 ZPO dadurch verstoßen, daß es b ei 
der ergänzenden Auslegung des Testaments ein etwaiges ehe- 
widriges Verhalten der Beklagten für unerheblich erklärt 
habe, w eil es nach dem Vortrag der Klägerin erst 5 b is 6 
Jahre nach dem Tode des Erblassers l ie g e . Diese Rüge g r e if t  
durch.

Aufgabe der Testamentsauslegung i s t  e s , den wirklichen  
Willen des Erblassers fe s tz u s te lle n . Wie sich  aus den §§ 2067 
und 2071 BGB erg ib t, i s t  h ierfür im Zweifel die Zeit des Erb­
f a l l s  entscheidend. Nun können in der Zeit zwischen Testa­
ment serrichtung und E rbfall und auch nach dem E rbfall Änderun­
gen persönlicher und sachlicher Art ein treten , h in s ich tlich  
deren ausdrückliche Bestimmungen der Erblasser in seinem Te­
stament nicht getroffen  hat. In einem solchen P alle kommen 
einmal Auslegungsregeln zur Anwendung, wie s ie  vom Gesetz 
se lb st a u fg este llt  sind (vg l. z.B . die §§ 2067 f f ,  2169,
2172 f  BGB), und darüber hinaus sodann eine ergänzende Aus­
legung, die darin b esteh t, den vermutlichen Willen des Erb- ■’
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lassers zu erm itteln, wenn der Erblasser bei der Testaments 
errichtung die künftige Entwicklung als-möglich vorausgesetf 
hätte. Eine derartige Willensergärtfung■is t  a llerd ings nur. 
lä s s ig , wenn sich für s ie  eine Grundlage aus einer Willens-^' 
richtung des Erblassers b ie te t , die an Hand des Testaments 
auf Grund vcn Umständen außerhalb des Testaments oder der 
allgemeinen Lebenserfahrung festzu ste llen  i s t  (v g l, hierzu 
insbesondere RGZ 134* 280 und die dort aufgeführte Rechtspftf 
chung). Es bestehen keine Bedenken, auch-Vorgänge aus der 
späteren Lebenszeit des Erblassers hierbei zu berücksichtig  
die einen Rückschluß auf das von ihm mit den Worten des Test 
ments Gewollte gestatten  (vgl, RGZ 142, 174)- A llerdings lää 
Vorgänge, die sich erst nach seinem Tode ereignen, denkges 
lieh  einen solchen Rückschluß nicht zu (vg l. auch RG aaQ S 17-

Hieraus fo lg t aber nur, daß die Tatsache, eines ehewi­
drigen Verhaltens erst nach dem Tode des Erblassers keinen 
Schluß auf seine Willensrichtung zuläßt; nicht aber fo lg t  
aus ihr, welchen Willen der Erblasser gehabt h ä tte , wenn 
er ein ehewidriges Verhalten a ls möglich vorausgesehen hätte* 
Das Berufungsgericht hätte daher auf Grund des Vortrages der , 
Klägerin prüfen müssen, ob an Hand des Testaments auf Grund 
besonderer Umstände oder der allgemeinen Lebenserfahrung ein 
Rückschluß auf die Willensrichtung des Erblassers für einen 
von ihm nicht vorausgesehenen F all ehewidrigen Verhaltens 
seiner Schwiegertochter möglich i s t .  Da das Berufungsgericht 
die dargelegte Rechtslage verkannt hat, muß das Berufungs­
u r te il auf gehoben und der R echtsstreit an das Gericht zurück-  ̂
verwiesen werden, damit d ieses die hiernach erforderlichen  
Feststellungen t r i f f t  und, f a l l s  es bei ergänzender Auslegung* 
einen Ausschluß der Vererblichkeit des Hach erbenanw art schafft^ 
rechts für den F all ehewidrigen Verhaltens der Beklagten als*' 
vom Erblasser gewollt ansieht, die von der Klägerin für die«*':
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erhalten der Beklagten angetretenen Beweise erhebt« Bei 
er Ermittlung der W illensrichtung des Erblassers wird es 
?ar sehr nahe lieg en , eine eheliche Untreue einer Schwie­

gertochter für erheblich zu h alten , wenn es auch einen a l l ­
gemeinen Erfahrungssatz d ieses Inhalts nicht gibt» Es i s t  
immerhin nicht ausgeschlossen, daß ein Erblasser ein ehewi- 

;driges Verhalten seiner Schwiegertochter im E in z e lfa ll a ls  weni­
ger* schwerwiegend.,od.gr sogar a ls  entschuldbar ansieht, oder 
daß er die Entscheidung, ob die Nacherbenanwartschaft auf 
s ie  übergehen s o l l ,  seinem Sohne oder der gesetzlich en  Rege­
lung (§§ 2077f 2339 f  BGB) überlassen w ill«  Infolgedessen  
würde sich  mit einer allgemeinen Erwägung der Ausschluß e i -  
ner Vererblichkeit noch nicht rechtfertigen  lassen , vielmehr 
würden hierfür noch andere Umstände hinzutreten müssen. Von 
Bedeutung kann d ie Schwere der etwaigen Verfehlungen der 
Schwiegertochter sein* Zu prüfen wird* gegebenenfalls auch 
se in , ob für d ie etwaige W illensrichtung des Erblassers der 
Zeitpunkt des Todes seines Sohnes oder erst der des E rlasses  
der Todeserklärung von Bedeutung ist*  wofür sprechen kann, 
daß es im allgemeinen ein sittliches*G ebot für eine Ehefrau 
i s t ,  die Treue zu wahren, b is  auf Grund einer ger ich tlich en  
Entscheidung fe s t s te h t , daß die gesetzlich en  Voraussetzun­
gen der Todeserklärung gegeben sind® Da es s ich  um ein ge­
m einschaftliches Testament handelt, kann für die Ermittlung 
der W illensrichtung des Erblassers auch d ie für den Z eit­
punkt der Errichtung des Testaments festzu ste llen d e  Wil­
lensrichtung der Klägerin von Bedeutung se in , die jedoch
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“unabhängig von ihrer heutigen Einstellung zur'Beklagten zu 
ermitteln i s t  und für die nach den Feststellungen des Kamr 
mergerichts die Klägerin bisher noch keine Tatsachen sub­
sta n tiier t vorgetragen hat.

Schmidt Kregel v.Werbet

Scheffler Wüstenberg
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